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12 Uhr Am Bundesrathstiſche a ung de
De itt in die dritte Berathung des Antrags deAben Guf wen Honpeich betreffend die Aufhebung des

ſuiteng es einJe n Henpejeh Ctr So ſehr es mich gefreut hat
daß das Haus in zweiter Leſung den Antrag angenommen hat

ſehr habe ich es bedauert daß Redner großer Parteien in
in n Sinne ſich geäußert haben und ihren Beſorgniſſen
e daß die Zulaſſung der Väter der GeſellſchaftJ en Sedefennioneuten Frieden ſtören könnte Daß dies

von konnke ſich Jeder in den vergangenenz e Krergengen Gerade in jetziger Zeit können wir die
Drrensthätigkeit nicht entbehren durch Beiſpiel durch Predigt
ſind ſie bemüht die Aufrechterhaltung guter Sitten zu fördern
Und der Ansbreitung der Umſturzparteien entgegenzuwirken
Abgeſehen von Alledem iſt es doch aber auch eine Forderung
des gemeinen Rechts dieſes Geſetz aufzuheben Beifall im
Centrum Dieſen Standpunkt haben wir ſtets eingenommen
Jch hoffe daß die verbündeten Regierungen ſich endlich ent
ſchließen werden ein Geſetz aufzuheben das uns Katholiken fo
ſehr kränkt daß dem Reiche nicht den geringſten Nutzen bringt
und eines großen mächtigen Reiches nicht würdig iſt Lebhafter
Beifall im Centrum

Abg Lenzmann frſ Vp giebt da er bei der zweiten
Leſung gefehlt habe und ihm das verdacht worden ſei die Er
klärung ab daß er ſeiner Ueberzeugung folgend für den Antrag
ſtimmen werde und zwar aus denſelben Gründen die Abg
Richter am 1 Dezember ausgeſprochen habe Er ſtimme dafür
weil er den Jeſuitenorden nicht für fo gefährlich halte wie

Viele meinen die die Statuten des Ordens nicht kennen Die
ſelben enthalten wie er ſich überzeugt habe nichts Staats
gefährliches Wenn Einzelne gegen daß Geſetz gefehlt
haben ſo gebiete das doch nicht eine ſolche Korporation gleich
todtzuſchlagen Wenn man jede Korporation todtſchlagen
wollte welche gemeingefährlich iſt dann könnte man noch
ganz andere Korporationen todtſchlagen z B den
Bund der Landwirthe Große Heiterkeit Jch ſtimme aber
vor Allem für den Antrag aus Gründen der Gerechtigkeit
Beifall im Centrum Wenn Herr Richter aus taktiſchen

Gründen gegen den Antrag geſtimmt hat ſo verdenke ich ihm
das nicht Jn Sachen der Gerechtigkeit giebt es aber für mich
keine Taktik Lebhafter Beifall im Centrum

Abg Dr Friedberg nl Wir beſchränken uns darauf
unſere Ablehnung zu motiviren Wir nehmen nach wie vor
für Staat und Reich das Recht in Anſpruch die Orden wie
alle Korporationen den Gefetzen zu unterwerfen Der Orden
der Geſellſchaft Jeſu nimmt nach ſeiner ganzen Organiſation
Tendenz und Geſchichte eine Stellung ein daß von ihm eine
Schädigung des inneren Friedens zu erwarten iſt Sollte der
Antrag angenommen werden ſo wird wie ich hoffe der Bundes
rath ihn ablehnen Beifall

Abg Liebknecht Soz Wir haben ſtets den Grundfatz
Gleiches Recht für Alle hochgehalten und haben auch 1872

egen das Geſetz geſtimmt noch ehe ein Sozialiſtengeſetz bePWtden hat Wenn man die Jefniten für ganz beſonders
gefährliche Leute hält ſo kann ich dieſe Annahme nicht theilen
Daß der Zweck bis zu einem gewiſſen Grade das Mittel
heiligt läßt ſich nicht in Abrede ſtellen Die Jeſuiten ſind
gar nicht ſo gefährlich die Geſcheidteſten von ihnen find
längſt in Deutſchland was zurückkommt ſind nur harmloſe
Würmchen Wir ſtimmen alſo für den Antrag wenn auch nicht
aus Liebe zur katholiſchen Kirche Aber vor den Jeſuiten haben
wir keine Angſt Wenn man die Jefuiten bekämpfen will dann
trenne man die Kirche vom Staat und von der Schule und
mache die Religion zur Privatſache dann wird die geſunde
Vernuuft ſchon ſiegen

Abg Frhr v Stumm Reichsp Jch erkläre namens
meiner politiſchen Freunde daß wir unſerer ablehnenden Erklä
rung in der zweiten Leſung nichts hinzuzufügen haben

Abg Schröder freiſ Vgg verweiſt auf eine unge
heuere Anzahl von Petitionen um den Vorwurf zurück
zuweiſen daß hier nur Unwiſſenheit vorliege wenn
man ſich gegen den Antrag erkläre Zurückweiſen müſſe
er auch den Standpunkt daß der katholiſchen Kirche
nicht verwehrt werden dürfe ſelbſt darüber zu befinden was ſie
zur Erreichung ihrer Ziele für gut hält Das widerſpräche
dem Rechte des Staates dem doch Bürger verſchiedener Kon
feſſionen und nicht blos Katholiken angehören Der konfeſſionelle
Frieden iſt unter allen Umſtänden zu ſchützen deshalb ſtimmen
wir gegen den Ankrag

Abg Frhr von Manteuffel konſ Seit der zweiten
Leſung haben ſich die Verhältniſſe in keiner Weiſe geändert
wir werden alfo auf unſerem damals eingenommenen Stand
punkt ſtehen bleiben

Abg Hilpert Bauernbund Die nationalliberale Preſſe
und Partei wollen den Kulturkampf aufrechterhalten Als
proteſtantiſcher Chriſt glaube er nicht daß man Angſt vor den
Jeſuiten zu haben brauche Redner geht dann auf die Teufelaus
treibung von Wemlingen ein die ja wohl Jeder kenne Rufe Nein
Heiterkeit und erinnert an die Bekehrung eines Mädchens
kurz vor ihrem Tode im Krankenhauſe zum Katholizismus
Solche Dinge würden nicht mehr vorkommen wenn die
Jeſuiten wieder im Lande ſein werden Beſſern die Proteſtanten
an ſich dann werde Alles beſſer werden auch wenn die
Jeſuiten wieder im Lande ſind

Abg Dr Haas Elſ konſtatirt er werde mit ſeinen
Freunden für den Antrag ſtimmen
alg t Dr von Jazdzewski Pole Die Katholiken ſind
5 v che in dieſer Frage vollkommen einig und halten die

h für nubedingt nothwendig Man darf Mitgliedern einer
u hen Vere denen man nichts eweiſen kann nicht den heimath
Gerechtt keit verſchließen Das verſtößt gegen jedes Recht und

Neir Jch hoffe daß auch die verbündeten Regierungen
ch dem nicht ver deten Regierungeden n ſieben können Daher bitte ich Sie für

Damit ſchließt die Generaldebatte
ch t Placke berichtet über die überaus zahl

e n Petitionen für und gegen das Geſetz und beanttagt
len durch die zu faſſenden Beſchlüſſe für eriedigt zu

81 wird mit geringer Mehrheit anWeh genommen ebenſo diefolgenden Paragraphen Die Geſammtabſtimmung über das

Beiblatt zu Nr 176 der Saalegeitung

eine namentliche Jn dieſer wird der Antrag Graf Hom
peſch mit 168 gegen 145 Stimmen angenommen Dafür
ſtimmen geſchloſſen das Centrum die Polen Sozialdemokraten
die füddentſche Volkspartei mit Ausnahme der Abgg Kercher
und Schnaidt die Bauernbündler und das Gros der frei
ſinnigen Volkspartei dagegen ſtimmen die National Liberalen
Konſervativen und die Reichspartei geſchloſſen die freiſinnige
Vereinigung mit Ausnahme des Abg Dr Barth und von der
freiſinnigen Volkspartei die Abgg Dr Langerhans Richter
Ritter Ancker Bohm und Herzog Die Abgg Werner und
Böckel enthalten ſich der Abftimmung

Die Petitionen werden für erledigt erklärt
Das Haus geht darauf über zur zweiten Berathung des

Gefetzentwurfs zum Schutze der Waarenbezeichnungen
Bei S 1 ſpricht
Abg Roeren Ctr ſein Bedauern darüber aus daß ein

für die Handels und induſtrielle Welt ſo hochwichtiges Geſetz
bei der Geſchäftslage des Hauſes uberhaſtet werde Er ver
zichte darauf eine Reihe von Anträgen die in der Kommiſſion
abgelehnt ſeien wieder einzubringen bis auf zwei die von
der größten Bedeutung für Taufende von Erxiſtenzen ſeien

Abg Dr Hammacher nl verweiſt darauf daß einer der
weſentlichſten Fortſchriftte des Geſetzes die Erweiterung der zur
Anmeldung von Waarenzeichen berechtigten Perfonen iſt Das
komme auch der Landwirthſchaft zu Gute

8 1 wird angenommen ebenſo die 88 2 und 3
Nach S 4 Ziffer 3 iſt die Eintragung in die Rolle für

Freizeichen fowie für Waarenzeichen welche Aergerniß erregendeSorſtellgngen enthalten die erſichtlich den thatſächlichen Ver

hältniſſen nicht entſprechen und die Gefahr einer Täuſchung
begründen zu verſagen

Abg Beckh beantragt das Wort erſichtlich zu ſtreichen
Nach kurzer Debatte wird der Antrag Beckh abgelehnt und

4 unverändert angenommen
Die 88 5 bis 14 werden unverändert angenommen
An Stelle des zweiten Abfatzes des S 15 wonach die Ver

änderung von Namen welche nach Handelsgebrauch zur Be
nennung gewiſſer Waaren dienen ohne deren Herkunft bezeichnen
u follen nicht unter die Strafbeftimmung dieſes Paragraphenlen ſoll beantragt Abg Roeren Ctr einen 8 15b einzu
fügen welcher in Abſatz 1 beſtimmt

Wer zum Zwecke der Täuſchung im Handel und Verkehr
über den Urſprung und Erwerb über beſondere Eigenſchaften
und Auszeichnungen von Waaren über die Menge der Vorräthe
den Anlceß zum Verkauf oder die Preisbemeſſung falſche Angaben
macht welche geeignet ſind über Beſchaffenheit Werth oder
Herkunft einen Jrrthum zu erregen wird vorbehaltlich des
Entſchädigungsanſpruchs des Verletzten mit Geldſtrafe bis zu
drei Monaten beſtraft Demgemäß ſoll auch die Ueberſchrift
des Geſetzes durch die Worte ergänzt werden und zur Be
kämpfung des unlauteren Wettbewerbes im Waarenverkehr

Ferner beantragt Abg Förſter daß im Falle des oben
erwähnten Abſ 2 des S 15 in Ankündigungen und Auszeichnungen
der Waaren und dgl Name und Wohnort des Fabrikanten oder
Verkäufers angegeben werden muß

Jn einem zweiten Abſatze ſeines Antrages zu S 15b will
Abg Roeren dem Gericht die Befugniß geben auf Antrag
der Betheiligten dem die erforderlichen Nachweiſe beizufügen
ſind im Wege der einſtweiligen Verfügung Anordnungen zu
treffen die geeignet ſind die zum Zwecke der Täuſchung be
wirkten Veranſtaltungen und Ankündigungen zu verhindern

und 15b gemeinſam zu führen wird abgelehnt Das Haus
verhandelt zunächſt über S 15 und den dazu geſtellten Anträgen
Roeren und Förſter Reuſtettin

Geheimrath Haus macht eine Reihe praktiſcher Bedenken
gegen beide Anträge geltend und bittet um unveränderte An
nahme des S 15

Die beiden Anträge werden abgelehnt und S 15 unver
ändert angenommen ebenſo S 153

Mit S 15b den Abg Roeren neu einfügen will wird
auf Antrag des Referenten Abg Schmidt Elberfeld die
folgende von der Kommiſſion beantragte Reſolution debattirt

Die verbündeten Regierungen aufzufordern dem Reichs
tage baldigſt einen Geſetzentwurf vorzulegen durch deſſen Be
ſtimmungen dem unlauteren Wettbewerb im Handel nnd
Verkehr im entgegengetreten wird

Referent Abg Schmidt Elberfeld konſtatirt der Antrag
Roeren habe der Kommiſſion vorgelegen dieſe habe ihn aber
abgelehnt um nicht durch feine Annahme zu verhindern
daß dem Hauſe ein Geſetz vorgelegt werde das den unlauteren
Wettbewerb auch noch auf weitere Gebiete des gewerblichen
Lebens zu treffen geeignet wäre

Abg Roeren Ctr befürwortet ſeinen Antrag uuter
Hinweis darauf daß die öffentliche Meinung die Verhinderundes unlauteren Wettbewerbes dringend fordere So lange e

kein Spezialgeſetz beftehe müſſe man die gefährlichſten am
häufigſten vorkommenden Ausſchreitungen zu verhindern ſuchen
Der Antrag ſei lediglich eine Konſequenz des S 15

Abg Jacobskötter konſ erklärt Namens ſeiner
Freunde daß dieſe für den Antrag eintreten werden da er
einem Bedürfniß des kleinen Handwerkes und Gewerbes nt
ſpricht Das Volk verſtehe es nicht daß die Gerichte ſich
lügneriſchen Reklamen gegenüber als unzuſtändig erklären müſſen

Geh Rath Haus Wir haben bereits in der Kommiſſion
erklärt daß die Regierungen geneigt ſind alle Beſtrebungen zu
unterſtützen welche auf die Unterdrückung des unlauteren Wett
bewerbes hinauslaufen Die Schädlichkeit des letzteren ſteht
ebenſo außer Zweifel wie daß die beſtehenden Geſetze nicht
ausreichen wenn auch in vielen Fällen der Thatbeſtand des
Betruges erfüllt iſt Das Ausland iſt uns in dieſer Beziehung
voraus und nicht mit Unrecht wünſchen auch unſere
Erwerbskreiſe daß hier etwas geſchehe Aber Aha rechts
der Geſetzentwurf iſt nicht die richtige Stelle da er
nur die
Waarenverkehr Der St nwnt enthält ſoweit es in ſeinen
Rahmen paßt das Nöthige in den e 14 und 15 Um den
Geſetzentwurf im Sinne des Roeren zu erweitern iſt die
Sache doch noch nicht genügend geklärt Der Antrag Roeren
würde manche harmloſe Marktſchreierei beſtrafen dagegen an
dere her Miporäuche z B die Anriguung von Geſchäfts
beziehungen eines Andern völlig unberührt laſſen ebenſo
die Diskreditirung eines Konkurrenten 2c Unter dieſen Um
ſtänden bitte ich Sie den Antrag Roeren abzildehnenJch zweifle nicht daß die Frage alsbald eingehend eprüſt werden

ganze Geſetz iſt auf Antrag des Abg Dr v Marquardſen wird auf welchem Wege dem unlauteren Wetgegnen ſeln würden Wettbewerb zu be

Ein Antrag des Abg Geſcher die Debatte über 8 15

aarenkennzeichen behandelt nicht aber den geſammten

Halle Dienſtag 17 April 1894

Abg Geſcher konſ iſt ebenfalls der Anſicht daß der
vorliegende Geſetzentwurf nicht sedes materiae für Beſtimmungen
gegen die concurrence déloyale iſt aber über dieſes formelle
Bedenken komme er angeſichts der ſchweren materiellen Miß
ſtände hinweg Jmmerhin ſei der Antrag Roeren ein t
guter Anfang zu einem Spezialgeſetz von dem man noch
einmal wiſſe ob und wann es vorgelegt werden wird Wenn
nicht die beſtimmte Verſicherung gegeben wird daß in der
nächſten Seſſion ein derartiges z vorgelegt werden
wird könne man von dem Äntra eren nicht loslaſſen
Redner verweiſt auf eine Reihe Firmen in Luxemburg die
erloſchene franzöſiſche Champagnerfirmen aufkaufen und unter
dem Namen dieſer Firmen den in Luxemburg fabrizirten
Schaumwein verkaufen Darunter leide unſere deutſche Schaum
weinfabrikation Eine ſolche Firma ſei Mercier u Co die die
Seele der deutſchfeindlichen Bewegung in Luxemburg Er
möchte Auskunft haben ob im Falle der Nichtannahme des
Antrags Roeren ein Verfahren wie das der genannten Firma
unzweifelhaft unter 8 15 des vorliegenden Geſetzes fällt

Geh Ober Regierungs Rath Freiherr von Seckendorff
erhebt ſchwere Bedenken gegen Abſatz 2 des Antrags Roeren
der ganz unklar gefaßt ſei in der Richtung welches Gericht
die betreffenden Anordnungen zu treffen haben wird

Staatsfekretär Dr v Bötticher Der Antrag iſt nicht
hinlänglich in ſeiner Wirkung und Bedeutung klargeſtellt Daß
den Mißſtänden die ſich gezeigt haben entgegengetreten und
das unlautere Gebahren beſeitigt werden muß darüber beſteht
auch bei den verbündeten Regierungen kein Zweifel Wenn Sie
aber jetzt den Antrag Roeren annehmen gefährden Sie die
Annahme des Gefetzes durch den Bundesrath und ine
das Jnkrafttreten eines Geſetzes deſſen Nothwendigkeit allerſeits
anerkannt wird Jch bin aber geneigt Jhnen zu verſprechen daß
ich mir Mühe geben werde unverzüglich in Erwägung darüber
einzutreten auf welchem Wege dem unlauteren Wettbewerb ent
gegengetreten werden kann Auf dem vom Antrag Roeren ge
wieſenen Wege geht es nicht Der trifft in der Hauptſache das
Reklamewefen ſo ſehr ich geneigt bin auch dies zu bekämpfen
ſo wenig kann ich finden daß hier die richtige Stelle dafür iſt
Auf die Anfrage des Abg Geſcher bezüglich der Firma Mercier
haben wir die Auffaſſung daß der S 15 dieſes Verfahren voll
ſtändig trifft

Abg Pr Hammacher nl wünſcht ebenfalls die möglichſt
ſchnelle Beſeitigung des unlauteren Wettbewerbs Um das
Geſetz nicht ſcheitern zu laſſen wäre es wünſchenswerth
wenn der Staatsſekretär nochmals die Nothwendigkeit des
Antrages Roeren in beſtimmterer wärmerer Weiſe anerkannte
und für die nächſte Seſſion bereits ein bezügliches Geſetz in
Ausſicht ſtellte Namentlich müßte die Schadenerſatzfrage geregelt
werden Unter den gegenwärtigen Verhältniffen bitte er um
Ablehnung des Antrags Roeren und Annahme der Reſolution
der Kommiſſion

Abg Kauffmann frſ Vp Wir ſind Alle darin einig
daß das Geſetz jetzt verabſchiedet werden muß halten aber
den Antrag Roeren um ſo weniger für annehmbar als
er gar nicht in den Rahmen des Geſetzes hineinpaßt und
es unter allen Umſtänden nicht angängig iſt jetzt im letzten
Augenblicke eine ſo wichtige Beſtimmung noch in das Geſetz
aufzunehmen Man möge es daher bei dem Entwurfe belaſſen
da ein Sperling in der Hand beſſer iſt als eine Tanbe auf
dem Dache

Abg Dr Förſter Antiſemit tritt für den Ankrag Noeren
ein und verſagt es ſich auf die Mißſtände näher einzugehen
die ja auf der Hand lägen

Staatsfekretär v Boetticher bemerkt daß er nicht habe
überzeugt werden können daß der Antrag in den Rahmen des
Geſetzes paſſe Die beiden Materien gehörten nicht innerlich
zu einander und daran könne die vom Antragſteller vor
geſchlagene Aenderung der Ueberſchrift nichts ändern Wenn
geſagt worden ſei man habe aus unſerer Erklärung wegen
ihrer geringen Wärme nicht erſehen können ob es uns auch
mit unſerer Stellung gegen den unlauteren Wettbewerb ernſt
ſei fo ſei das unbegründet der Bundesrath widme der Sache
vollkommen ſeine Aufmerkſamkeit und er hoffe daß im nächſten
Jahre eine Vorlage in der gewünſchten Richtung eingebracht
werden könne

trotz aller an ſie herangetretenen Wünſche ihre Hände in den
Schooß während doch eigentlich von ihr die Jnitiative zueiner Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs ausgehen müſſe

Es ſei zu bedauern daß unſere Rechtſprechung ſo formaliſtiſch
verfahre während die franzöſiſchen Richter mit nicht ſtrengeren
Beſtimmungen als wir hätten der unlauteren Konkurrenz
genügend entgegenträten

Damit ſchließt die Diskuſſion
Der Antrag Roeren wird darauf mit 131 gegen 112 Stimmen

angenommen
Der Reſt des Geſetzes wird ohne weitere Debatte an

genommen
Die Reſolution iſt mit der Annahme des Antrags Roeren

gegenſtandslos geworden
Der Vorſchlag des Präſidenten v Levetzow jetzt zur Be

rathung der Zolltarifnovelle überzugehen wird von den Abgg
Bachem Ctr und Richter fr Vp bekämpft da es ſich um
eine Sache von weittragender Bedeutung handle

Der Vorſchlag des Präſidenten wird darauf abgelehnt
Es folgt die dritte Berathung des Antrags Schroeder

betreffend die Abänderung des deutſchen Handelsgeſetzbuches

Abg Spahn Ctr beantragt daß die ne wo
nach ein Handlungsgehülfe der durch unverſchuldetes Unglück
an Leiſtung ſeines Dienſtes zeitweiſe verhindert iſt Anſpruch
auf Gehalt und Untergehalt für r 6 Wochen haben ſoll
auch in dem Falle Anerkennung finden ſoll wenn das Dienſt
verhältniß für beſtimmte Zeit eingegangen und wenn hierbei
vereinbart iſt daß daſſelbe in Ermangelung einer vor Ablauf
der Vertragszeit erfolgten Kündigung als verlängert gelten a

Abg Singer Soz erkärt ſich für den Antrag obglei
er lieber geſehen hätte wenn der Antrag jetzt nicht noch einge
bracht worden wäre

Abg v Buchka konſ glaubt nicht daß ein Bedürfniß
für dieſen Antrag vorhanden ſei

Nach kurzer weiterer Debatte wird der Antrag Spahn zu
Artikel 61 des Hausetatsgeſetzbuchs angenommen Art 60 des
Handelsgeſetzbuchs bleibt unverändert

Die Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben der
n Kamerun und Togo und des ſüdweſtafriDkaniſchen Schutzgereees für2 Leſung i z

das Etatsjahr 1892/93 wird in
ebenſo die Rechnungen der Kaſſe der Ober

di

Abg Bachem Ctr meint dagegen die Regierung lege



rechnungskammer für das Etatsjahr 1890/91 bezüglich der auf
die Reichsverwaltung ſich erſtreckende Theile der Geſetzentwyrf be
treffend die Kontrole des Reichshaushaltsetats des
Landeshaushalts von ElſaßLothringen und des Haushalts der
Schutzgebiete für die Etatsjahre 1892/93 und 1893,94

rauf vertagt ſich das Haus
Nächſte Sitzung re Uhr Geſetzentwurf betreffend

Verlängerung der Friſt der Einführung des Fortbildungs
unterrichts an Sonntagen Antrag Rickert betreffend Ab
änderung des Wahlgeſetzes Heimſtätten t Vieh
ſeuchengeſetz Jnterpellation Foerſter betreffend Schutz
der Landwirthſchaft Schluß nach 6/ Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhans

50 Sitzung vom 16 April
11 Uhr Am Miniſtertiſche Graf Eulenburg Dr Boſſe

Miquel v Heyden u A
Das Haus ſetzt die 3 Berathung des Etats beim Mini

ſterium des Jnnern fort
Abg Rickert fr Vgg fragt an wie es mit der Staliſtik

über die Wirkungen des neuen Wahlgefetzes ſtehe und ob ins
beſondere auch eine Detailſtatiſtik nach den einzelnen Wahl
kreiſen aufgenommen ſei

Miniſter Graf Eulenburg erwidert daß die Statiſtik für
die Wahlen zum Abgeordnetenhaus durch Zählkarten aufge
nommen ſei die auch eine Statiſtik der einzelnen Wahlkreiſe
aufzuſtellen geſtatte Er habe die Abſicht dem Abgeordneten
hauſe eine eingehende Wahlſtatiſtik zugehen zu laffen

Abg v Pappenheim Ekonſ beklagt ſich über die Zu
nahme des Vagabundenthums in Folge des Freizügigkeitsgefetzes
und macht darauf aufmerkſam daß die Verpflegungsſtationen
für mittelloſe Wanderer eine nach der andern eingehen da in
Folge des Aufhebens der Jlex Huene die Kreiſe zu wenig Geld
hätten Die Regierung möge erwägen ob nicht die Laſten für
ſolche Einrichtungen den Kreiſen genommen werden könnten
Jedenfalls müßten aber energiſche Maßregeln gegen das
Vagabnundenthum ergriffen werden

Miniſter Graf Eulenburg erkennt an daß die Ver
pflegungsſtationen eine günſtige Einwirkung auf die Abnahme
der Vagabundage und des Bettelns ausgeübt haben und auch
Arbeitsgelegenheit beſchafft hatten Die Verpflegungsſtationen
hätten dann auch ſehr zugenommen bis der gewerbliche Nieder
gang eine große Zunahme der Vagabundage bewirkt habe Da
durch ſeien die Verpflegungsſtationen in eine kritiſche Lage ge
kommen Er fei gerne bereit dieſe Angelegenheit auf geſetzlichem
Wege zu regeln vorausgefetzt daß er ſicher ſein könne daß eine
dementſprechende Vorlage hier im Hauſe eine wohlwollende
Aufnahme findet Die Verpflegungsſtationen ſind von großer
Wichtigkeit

Abg v Heydebrand und der Lafa konſ wünſcht eine
Erklärung darüber in welcher Weiſe die Zuſammenlegungen der
Gemeinden nach der neuen Landgemeindeordnung erfolgen

Miniſter Graf Eulenburg erwidert daß eine ſolche Zu
fammenlegung nicht nur bei Gemengelage ſondern auch dann
erfolgen könne wenn mehrere Gemeinden der Gntsbezirke und
Gemeinden nur an einander grenzen vorausgeſetzt daß das
öffentliche Jntereſſe eine Zuſammenlegung fordere

Abg Schmitz Erkelenz Ctr bittet den Miniſter ein
Geſetz zu erlaſſen welches die Ungleichheiten in Bezug auf die
Jagdgeſetzgebung zwiſchen der Rheinprovinz und den anderen

Provinzen abſchaffe

Abg Graf Limburg Stirum konſ wünſcht daß eine
Gemeindezuſammenlegung nur dann erfolgen könne wenn
eine gewiſſe Gemengelage vorhanden ſei

Auf eine Anregung des Abg Frhr v Eynatten fk
erwidert

Miniſter Graf Eulenburg daß es wünſchenswerth ſei
daß die Kreiſe in ihren Kreishäuſern ein eigenes Heim beſäßen
und daß er Beſtrebungen ſolche zu errichten nur fördern könne

Abg Schmieding nl wünſcht eine geſetzliche Beſtimmung
darüber ob das Agio bei ſteigenden Aktien als ein Vermögens
zuwachs oder als Einkommen anzuſehen ſei Bis jetzt gingen
die Gerichtsentſcheidungen darüber auseinander das Reichs
gericht und das Oberverwaltungsgericht hätten ganz verſchieden
entſchieden und im Allgemeinen müſſe man der Anſicht zuneigen
daß die Entſcheidung des Reichsgerichts der des Oberverwaltungs
gerichts vorgehe

Miniſter Graf Eulenburg kann kein ſolches Geſetz in
Ansſicht ſtellen und iſt nicht der Anſicht daß die Reichsgerichts
entſcheidungen den Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts
vorgingen

Abg von Riepenhauſen Ekonſ beklagt die Ueberlaſtung
der Amts und Gemeindevorſteher namentlich im Oſten und
kittet um eine Abhilfe dieſes Mißſtandes

Abg Tzſchoppe fk hält die Verpflegungsſtationen für
ſehr nütztich und wünſcht eine einheitliche Regelung dieſer Ein
richtung da nur dann ſie ihre Aufgabe das Vagabundenthum
1 beſchränken und zu bekämpfen richtig erfüllen könnten und
ittet den Miniſter um die baldige Vorlegung eines Gefetzes

betreffend die Regelung des Verpflegungsſtationsweſens damit
es nicht zu ſpät würde da der jetzige Zuſtand der Verpflegungs
ſtationen das Anfang vom Ende derſelben ſri

Abg Ring konſ fürchtet daß die Ueberlaſtung der Ge
meindevorſteher es bald ſchwierig machen werde Perſonen für
dies Amt zu finden Sodann brachte Redner eine Klage der
Gemeinde in der Nähe der Eiſenbahnſtation Johannisthal
Riederſchönweide vor wegen mangelhafter Wegeverbindung mit
dieſem Bahnhofe

Abg Rickert fr Vereinig dankt dem Miniſter für ſeine
in Ausſicht geſtellte Wahlſtatiſtik und ſpricht den Wunſch aus
daß in derſelben die Wirkungen auf die einzelnen Wahlkreiſe
in einer Tabelle dargelegt werden Dann müſſe er betreffs der

Kreishäuſer hervorheben daß die Erbauung ſolcher vollſtändig
eine Frage der Selbſtverwaltung ſei in der der Miniſter nicht
eingreifen könne Er halte es nicht für richtig mit ſolchen
Fragen der Selbſtverwaltung hier im Hauſe an den Miniſter
rn Daß dieſe Kreishäuſer vielfach ſo luxuriös ge
aut würden müſſe er tadeln da das beſonders in einer Zeit

wo über Finanznoth von allen Seiten geklagt wird keinen guten
Eindruck machen könne

Abg Schmitz Erkelens wünſcht eine Aendernng des Zu
ſtändigkeits geſetzes dahin daß nicht der Ort der Verſicherungs
eſellſchaft ſondern der Wohnſitz kes Verſicherten als Gerichtsortfür Klagen feftgefetzt werde

Miniſter Graf Eulenburg bittet die Abgeordneten ihm
vorher Mittheilung davon zu machen welche Gegenſtände man
hier zur Sprache bringen wolle da er unmöglich über alle
möglichen Einzelheiten orienkirt ſein könne

Abg Schreiber fk ſteht im Gegenſatz zum Abgeerdneken
v Tzſchoppe auf dem Standpunkt daß er einen Erlaß eines
Geſetzes betreffend die Verpflegungsſtationen nicht für wünſchens

ſondern von den Gemeinden und Kreifen eingerichtet ſeien und

zu widerſtreben

Abg v Eynern gegenüber daß ſeine Redners Preſſe immer
frei und offen die Wahrheit ſage was man von der national

daß die ruſſiſche Regierung die Tarife nach Königsberg

ſchälwaldungen die Lohe ſei von 6 auf 4 Mark im Preiſe geſunken

Zoll z legen da dies der Lohe große Konkurrenz mache

zu erlangen

Gnadengeſuchen zugeſandt worden mit der Bitte ſie dem

zu wenden Das hätten die Leute dann gethan und nun habe

ſolle Es ſcheine alſo bei den untergeordneten Behörden keine
Klarheit darüber zu herrſchen was ſie mit ſolchen Gnaden
geſuchen machen ſollen Auch fei ihm mitgetheilt worden daß

geworden

81 Schulen noch mehr wie je zwei Hülfslehrer angeſtellt

n halte da dieſe Stationen das Vagabundenweſen erſt recht
großzögen

Abg v Eynern Jxnl erklärt daß man in den Veren sſtationen immer eine tüchtige und anſtrengende
rbeitsleiſtung als Vorbedingung der Verpflegung fordern müſſe

Was die angeblich luxuriöſen Kreishäuſer anlangt ſo bitte er
doch ſolche Wage namhaft zu machen damit man auch die
Gegenſeite hören könne Er halte es für wünſchenswerth daß
das Anſehen und die Macht eines Kreiſes ſich auch in dem
Aeußeren des r wiederſpiegele

Abg v Pappenheim konſ und v Tzſchoppe ver
theidigen dem Abg Schreiber fk gegenüber nochmals die
Nothwendigkeit der Entwickelung des Verpflegungsſtationsweſens

Abg v Schalſcha konſ erklärt es gebe Menſchen dieäußerlich wie Vagabunden ausſähen es aber innerlich

nicht ſeien aber Gefahr liefen es auch innerlich zu werden und
für ſolche ſeien die Verpflegungsſtationen von großem Nutzen
um letzteres zu verhindern Seiner Anſicht nach aber mußten
die Verpflegungsſtationen der privaten Wohlthätigkeit allein über
laſſen bleiben Man dürfe nicht zu viel reglementiren Dadurch
werde nur die Luſt zur Privatwohlthätigkeit gemindert Wohl
thätigkeit ſich reglementiren zu laſſen ſei nicht Jedermanns Sache
mit Ausnahme der Herren aus dem Profeſſorenwinkel Heiterkeit
Darum ſolle man die Sache mit den Verpflegungsſtationen ſo
laſſen wie ſie jetzt ſei

Miniſter Graf Eulenburg macht darauf aufmerkſam daß
die Verpflegungsſtationen nicht auf Privatwohlthätigkeit beruhten

bittet den Vorredner dem in Ausſicht geſtellten Geſetze nicht

Abg Hauptmann Ctr bemerkt einer Aeußerung des

liberalen Preſſe nicht behaupten könne
Darauf wird der Etat angenommen
Beim Etat der landwirthſchaftlichen Verwaltung empfiehlt
Graf Kanitz konſ eine Petition des oſtpreußiſchen Central

vereins auf Ermäßigung des Eiſenbahntarifs für oſtpreußiſches
Getreide im Hinblick darauf daß im ruſſiſchen Handelsvertrag
eine Frachtvergünſtigung für ruſſiſches Getreide enthalten ſei
Ex würde die Sache beim Eiſenbahnetat zur Sprache gebracht
ſäben ſei aber damals in Folge der Verhandlung ſeines Antrags
im Reichstage verhindert gewefen an den Verhandlungen
hier theilzunehmen Man müſſe auch damit rechnen

und Danzig noch weiter ermäßigen werde da dieſelbe für ihre
Landwirthſchaft ſehr ſorge und auch pekuniäre Opfer für dieſelbe
nicht ſcheue Dadurch würde die Disparität zwiſchen ruſſiſchem
und unſerem Getreide noch größer werden

Miniſter v Heyden erklärt den jetzigen Zuſtand daß
ruſſifches Getreide auf unſeren Bahnen billiger gefahren werde
als deutſches für nicht wünſchenswerth und bemerkt es ſchwebten
bereits Verhandlungen um eine Aenderung auf dieſem Gebiete
herbeizufähren

Abg v Detten Ztr beklagt den Rückgang der Eichen

oft vollſtändig unverkäuflich Er bitte auf Quebrachoholz einen

lbg Knebel nl kommt nochmals auf die Erlaſſung
der Forſtſtrafen die während der Zeit der Steuernoth einge
treten ſeien zurück und bemerkt daß die Leute noch immer im
Unklaren ſeien was ſie thun müßten um eine Begnadigung

Jhm ſeien unter anderen eine ganze Menge von

Kaiſer zu überreichen Natürlich habe er dieſe Geſuche zuröck
geſchickt und den Leuten gerathen ſich an den Bürgermeiſter

der Bürgermeiſter wieder bei ihm angefragt was er machen

nur ſehr wenige Straferlaſſungen vorgekommen ſeien
Miniſter v Heyden begreift nicht daß ein Bürgermeiſter

nicht wiſſe was er mit einem ſolchen Gnadengeſuch machen
ſolle und bemerkt daß natürlich von einer allgemeinen Amneſtie
nicht die Rede ſein könne daß er aber die Regierungen an
gewiefen habe ſolche Gnadengeſuche möglichſt ſchnell weiter zu
befördern Die Geſuche die an ihn kämen würden wohl
wollend geprüft und erledigt

Abg v Eynern 1ul wendet ſich gegen die Anſicht daß
das Quebrachoholz verzollt werden ſollte

Abg Dasbach Ctr hält die Berichte der Unterbeamten
darüber ob ein ſchreiender Nothſtand in Bezug auf Streu vor
handen geweſen ſei nicht für ganz zuverläſſig da häufig die
ſelben Beamten zur Zeit des Nothſtandes ſich eine gewiſſe
Nachläſſigkeit zu Schulden hätten kommen laſſen und den Leuten
nicht genügend entgegengekommen ſeien

Miniſter v Heyden bemerkt letztere Behauptung ſei vom
Vorredner ſchon wiederholt aufgeſtellt worden doch ſei er den
Beweis dafür ſchuldig geblieben

Abg Knebel bittet ebenfalls um einen Schutz der Eichen
r gegen die Konkurrenz ausländifcher Erſatzmittel
ür Lohe

Abg Stoetzel Ztr erklärt daß die Beſitzer von Loh
ſchälwaldungen die allberbedürftigſten Bauern feien welche man
lchützen müſſe und empfiehlt daher ebenfalls einen Zoll auf
Quebrachoholz Die deutſche Gerberei würde dadurch nicht zu
Grunde gehen dieſelbe müſſe vielmehr auch ein Intereſſe an
die Erhaltung der Eichenſchälwaldungen haben

Abg v Eynern wünſcht daß man noch nicht dieſe Frage
bezüglich der Verzollung eines Produktes als allgemeine
Auſicht des Abgeordnetenhauſes dem Miniſterium ſich darſtelle
Darum habe er ſeiner gegentheiligen Anſicht hier Ausdruck
geben zu müſſen geglaubt

Abg v Schalſcha Ctr ſchließt ſich den Ausführungen
des Abg Stoetzel an

Abg Czarlinski Pole bittet um eine beſſere Berück
ſichtigung der polniſchen landwirthſchaftlichen Vereine bei der
Vertheilung der dem Miniſter zur Unterſtützung der landwirth
ſchaftlichen Vereine zu Gebote ſtehenden Fonds und hebt hervor
daß die Verſammlungen der polniſchen landwirthſchaftlichen
Vereine ſich einer beſonders forgſamen polizeilichen Ueberwachung
zu erfreuen hätten

Der Etat wird angenommen
Beim Kultusetat führt
Abg Seyffardt nl aus daß das Hülfslehrerweſen an

den höheren Schulen immer noch zu ſehr ausgebildet ſei Die
Anſtellung der Hülfslehrer für dauernde Stellen entſpricht
dem Grundgedanken des Normaletats Er verkenne aller
dings nicht daß es auf dieſem Gebiete beſſer

geweſen an einzelnen ſogar elf und noch vor einem Jahre
eien an 47 Schulen mehr als 2 Hülfslehrer angeſtellt ge
weſen Es müſſe geſetzlich ein ſolcher Zuſtand geſchaffen werden
daß dauernde Stellen auch nur mit definitiv angeſtellten Lehrern
beſetzt würden

Geheimrath Germar bemerkt daß für die ſtaatlichen An
ſtalten die Verhältniſſe in Bezug auf Hülfslehrer günſtiger ſeien
als der Vorredner dargelegt habe Die Regierung ſei über
appt bemüht die Lage der Hülfslehrer zu verbeſſern und

habe in Bezug auf dieſe Sache alles gethan was der Vor
redner nur wünſchen könne

Abg Dr Beumer nl bittet das Berger Thor in Düſſel
dorf im Intereſſe des Verkehrs abzureißen er habe eine Photo
graphie des Thors mitgebracht aus der man erſehen könnedaß es ein ganz alter Kaſten ſei Dann müſſe er noch den

Vorwurf zurückweiſen als ob er in der zweiten Leſung die
Düſſeldorfer Akademie angegriffen habe Das habe ihm fern
gelegen er müſſe aber auch jetzt wieder ſeine Anſicht dahin aus
ſprechen daß er Vorſchulen für die Akademie für ſehr wünſchens
werth halte

Miniſter Dr Bofſe Alle hervorragenden Architekten ſind
einſtimmig der Anſicht daß das Berger Thor im Jntereſſe der
Kunſt bleiben muß Die anerkennenden Worte des
Vorredners haben mich ſehr erfreut Die Kunſtakademie in
Düſſeldorf iſt eine Perle eine Krone die wir hochſchätzen und
jederzeit pflegen werden

Abg Frhr v Heereman Ctr führt aus daß er nicht
bezweifle daß der Miniſter für die Katholiken Wohlwollen hege
aber je weiter die Stufenleiter der ſtaatlichen Organe nach
unten gehe um ſo mehr ſchwinde auch das Wohlwollen Er
müſſe es vor Allem als eine kleinliche Nörgelei anſehen wenn
man einem katholiſchen Pfarrer die Lokalſchulinſpektion vor
enthalte weil er in der Kulturkampfzeit vielleicht gegen die
Regierung S ſei Der katholiſche Pfarrer müſſe auch
Lokalſchulinſpektor ſein Gerade in jetziger Zeit ſei eine enge
Verhindung von Kirche und Schule nothwendig Der Damm
gegen alle umſtürzleriſchen Beſtrebungen müſſe in der Schule
ſchon gebildet werden und dieſer Damm gründe ſich nicht auf
Können und Wiſſen ſondern auf der inneren Religioſität
Das ſei auch der Damm gegen die zügelloſe Ge
nußſucht die heutzutage ſich überall bemerkbar macht
Auch das objektive Rechtsgefühl müſſe vor allen erhalten bleiben
Das werde aber geſchädigt wenn der Staat ſich weigere die
Pflichten die auf den von ihm eingezogenen Kirchengüter geruht
hätten jetzt zu erfüllen Die Verfolgung der Geiſtlichen wegen
ihrer Amtshandlungen habe im Kulturkampf das Rechtsgefühl
keineswegs geſtärkt und der Umſtand daß ein Pfarrer wegen
einer Beichte beſtraft werde wie es vorgekommen ſei müſſe er
als einen juriſtiſchen Unſinn betrachten Wenn man in einem
Krankenhauſe ein Paar unfähige gewöhnliche Wärterinnen an
ſtelle ſo ſtehe dem nichts im Wege wenn man aber barmherzige
Schweſtern dort halten wolle dann müßten zwei Miniſterien
in Bewegung geſetzt werden und die Sache dauert dann ſehr
lange Man müſſe da doch von Disparität ſprechen Genoſſenſchaften
die fich der Seelſorge widmeten könnten jeden Augenblick ohne
weiteres aufgehoben werden Wenn man das bei einer Aktien
geſellſchaft machen wolle welches Geſchrei im Lande und auch
hier im Hauſe würde ſich dann erheben Man habe geſehen
wie die Regierung vielfach ſolche Beſtrebungen unterſtützt habe
die ſich gegen den Katholizismus richteten Er erinnere uur
an die Unterſtützung die der Altkatholizismus von der Re
gierung erhalten habe Alle dieſe Thatſachen müßten das Ver
trauen der Katholiken r Regierung erſchüttern und ſchwächen
Er wolle jedoch durchaus nicht den Miniſter Dr Boſſe mit
ſeinen Ausführungen angreifen

Abg Wolczyk Ztr macht darauf aufmerkſam daß der
Kultusminiſter hier am 6 März geſagt habe daß das Singen
polniſcher Kirchenlieder geſtattet werden ſolle aber bis heute
ſei noch von einer dementſprechenden Miniſterialverfügung
nichts bekannt obwohl doch andere Verfügungen immer
ſehr ſchnell erlaſſen würden Ferner ſeien die Germaniſations
beſtrebungen im Oſten der Entwicklung der polniſchen Kinder
nicht günſtig

Miniſter v Boſſe erkennt an daß die Beſchwerden des
Abg Frhrn v Heereman in ſehr milder Weiſe vorgebracht
ſeien tritt aber der Auffaſſung entgegen daß die unteren Be
amten geringeres Wohlwollen den Katholiken bewieſen Eine
gegentheilige Behauptung könne und dürfe er nicht unwider
ſprochen laſſen und er habe den Eindruck daß alle ſeine Be
amten ihre Pflicht ohne Parteilichkeit ausübten Er ſtelle ſich
mit allen katholiſchen Behörden ſo gut als möglich aber er
könne nicht alles nur mit Wohlwollen behandeln er ſei auch
an das Geſetz gebunden Betreffs der Frage über die Schwierig
keit der Niederlaſſung barmherziger Schweſtern könne man ihn
keinen Fall vorführen wo eine ſolche Niederlaſſung verweigert ſei
Wenn irgendwelche bureaukratiſchen Sticheleien dabei vorkamen
dann trat er denſelben wenn ſie ihm bekannt wurden entgegen
Er handele gerecht und paritätiſch und ſei mit Entgegenkommen
gegen die Katholiken bis an die Grenze der Möglichkeit vor
gegangen Aber er ſei wie geſagt immer an das Geſetz ge
bunden Er frage in katholiſchen Angelegenheiten immer auch
die Geiſtlichkeit und lege hohen Werth auf deren Aeußerungen
aber in einem gemiſchten konfeſſionellen Staat müſſe er doch
auch die Behörden fragen Seiner Anſicht nach ſei der Kultur
kampf friedlich beigelegt wenn auch die Katholiken noch einige
Gefetze abgeſchafft wiſſen wollten

Abg Motty Pole wünſcht daß in den Gymnaſien ein
vorbereitender Unterricht in der Jurisprudens eingeführt werde
Gerade die Studenten der Jurisprudenz brächten für ihr Fach
die geringſten Vorkenntniſſe mit

Abg Kirſch CEtr tritt für die Erhaltung des Bergerthors
in Düſſeldorf ein das ein hiſtoriſches Denkmal ſei

Abg Dr Krantz b k kommt auf die Aeußerungen
des Abg Dr Friedberg in der 2 Leſung über die Erlangung
des Doktertitels zurück und vertheidigt beſonders die Univerſität
Leipzig gegen die Behauptung des Abgeordneten Friedberg
daß dort die Erlangung der Doktorwürde beſonders
leicht ſei Die Frage ob die Doktordiſſertation gedruckt werden
ſolle halte er nicht für nebenſächlich Wir hätten ſchon genug
Schriften über die einzelnen wiſſenſchaftlichen Fragen Die
Univerſität Leipzig befolge den zu billigenden ar daß
nurſolche Doktordiſſertationen gedruckt und veröffentlicht w irden die

einen wiſſenſchaftlichen en hätten Dafür ſei er allerdings auch
daß die Referendararbeit nicht als DoktorDiſſertafion einge
reicht werden ſollte aber man könne doch auch nicht behaupten
daß eine Arbeit auf die man nur ſechs Wochen verwandt habe
nicht für eine Doktor Diſſertation genüge Er ſei auch fehr
für eine noch weitere Ausgeſtaltung des Doktortitels

Darauf vertagt das Haus die weitere d nung des
Etats auf Arie 11 Uhr Außerdem erſte Berathung

ſei aber noch vor zwei Jahren ſeien in des Wegegeſetzes für die Provinz Hannover und zweiteBerathung e aligeſetzes Schluß 4 Uhr
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